Untersuchung

Bodenreform: Schwere Versäumnisse

21. März 2009 - Von Gudrun Mallwitz
Der parlamentarische Untersuchungsausschuss zur Bodenreformaffäre hat im Streit geendet. Die oppositionelle Linke kündigte gestern ein Sondervotum zum Abschlussbericht an. Der stellvertretende Ausschussvorsitzende Christian Görke (Linke) kritisierte, dass der Bericht der Regierungsfraktionen von SPD und CDU nicht die politischen Verantwortlichen benenne.

- "Es handelt sich um die frühere Finanzministerin Wilma Simon, ihre Nachfolgerin und heute Sozialministerin Dagmar Ziegler sowie den heutigen Finanzminister Rainer Speer, alles Sozialdemokraten", sagte Görke.

Das Land Brandenburg hat sich nach Recherchen des Ausschusses in etwa 8900 Fällen zum gesetzlichen Vertreter von unbekannten Eigentümern und Erben von Bodenreform-Grundstücken ernannt und sich selbst als Eigentümerin in 7400 Fällen ins Grundbuch eintragen lassen. Der Bundesgerichtshof verurteilte diese Praxis 2007 als sitten- und rechtswidrig. Seither fragten etwa 2070 mögliche Erben beim Land nach, das Finanzministerium hat bisher 170 Grundstücke an Betroffene zurückgegeben.

Einig war sich der Ausschuss darin, dass die jeweiligen Landesregierungen "die politische Brisanz der Abwicklung der Bodenreform verkannt haben". Die Regierung habe mit den flächendeckenden Recherchen nach Bodenreformgrundstücken viel zu spät begonnen und stehe dafür in der politischen Verantwortung. Die Regierungskoalition kommt zudem zu dem Schluss, dass die Entscheidung, das Land Brandenburg zum gesetzlichen Vertreter zu berufen, aus damaliger Sicht rechtlich vertretbar gewesen sei. Aber es hätte erkannt werden müssen, dass die so zahlreich angewandte Sonderregelung einer politischen Entscheidung bedurft hätte. Die Hauptkritik: Die Arbeit der Mitarbeiter des Finanzministeriums habe sich verselbstständigt. Diese müsse für die Zukunft ausgeschlossen werden. Wir können nicht beweisen, dass die politische Führung etwas gewusst hat", sagte der CDU-Abgeordnete Dierk Homeyer. "Es gibt keinen Beleg dafür, dass durch die Landesregierung eine absichtliche und bewusste Verzögerung der Eigentümerermittlung betrieben wurde", heißt es im Fazit der Regierungskoalitionen nach einjähriger Überprüfung. Auch gebe es keine Hinweise auf einen kalkulierten Missbrauch der Vertreterpraxis.

Der von der Linken beantragte Untersuchungsausschuss unter Leitung von Jutta Lieske (SPD) beanstandet auch, dass es nach einem Kabinettsbeschluss unter Manfred Stolpe (SPD) keine weitere politische Befassung mit der Abwicklung der Bodenreform gegeben habe. Derart wichtige Entscheidungen hätten von der politischen Leitung des Finanzministeriums getroffen werden müssen. Außerdem sei die Landesregierung ihrer Informationspflicht gegenüber dem Parlament nicht nachgekommen.
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